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Sachverhalt

A.

A.a A. _ wurde im Juli 2020 zum Bezug einer Hilflosenentschadigung der Invalidenversicherung
angemeldet (IV-act. 26). Gemass einem Bericht der Klinik fur Neonatologie des Kantonsspitals St.
Gallen von Januar 2019 litt er an einer Trisomie 21 (IV-act. 5). Im November 2020 fand eine Abklarung
bezuglich der Hilflosigkeit in der Wohnung der Eltern statt. Die Abklarungsbeauftragte berichtete (IV-
act. 35), der Versicherte habe erst vor kurzem gelernt, sich aus eigener Kraft an Gegenstanden
hochzuziehen. Das selbstandige Sitzen gelinge ihm seit etwa sechs Monaten. Beim Stehen benétige
er die Unterstitzung der Mutter oder eines Gegenstandes, an dem er sich festhalten kdnne. Krabbeln
habe er noch nicht gelernt und freies Gehen sei ihm ebenfalls nicht méglich. Er kdnne gezielt greifen
und Dinge wie etwa eine Trinkflasche im Faustgriff festhalten. Das selbstandige Trinken gelinge aber
noch nicht zuverlassig. Der Versicherte kdnne auch das Besteck noch nicht zielgerichtet einsetzen. Die
Koordination der oberen Extremitaten sei beeintrachtigt, weshalb er auch oft den Mund nicht treffe oder
die Speisen aus den Handen verliere. Eine Sprachentwicklung habe noch nicht stattgefunden. Das
Spielverhalten bewege sich noch in einem kleinkindlichen Rahmen. Fur das Einschlafritual mussten die
Eltern etwa eine Stunde aufwenden. Nachts wache der Versicherte meist ein- bis zweimal auf. Die
Abklarungsbeauftragte der 1V-Stelle hielt fest, beziglich des An- und Auskleidens kénne kein
behinderungsbedingter Hilfebedarf berlcksichtigt werden, da auch gesunde Kinder bis zur Vollendung
des dritten Altersjahres auf eine regelmassige und erhebliche Dritthilfe beim An- und Auskleiden
angewiesen seien. Bezliglich des Aufstehens, Absitzens und Abliegens sei der Versicherte als hilflos
zu qualifizieren. Der behinderungsbedingte Mehraufwand betrage funf Minuten pro Tag. Auch bezglich
des Essens liege ein Uber das altersentsprechend Ubliche Mass hinausgehender Bedarf an Diritthilfe
vor. Der Aufwand belaufe sich auf 30 Minuten flr das Frihstlck, auf je 45 Minuten fir das Mittag- und
Abendessen sowie auf 40 Minuten fiir zusatzliche Zwischenmahlzeiten. Vom Gesamtaufwand von 160
Minuten sei ein altersentsprechend Ublicher Aufwand von 95 Minuten abzuziehen, womit sich ein
behinderungsbedingter Mehraufwand von 65 Minuten ergebe. Bei der Korperpflege und beim
Verrichten der Notdurft sei der Hilfebedarf als altersentsprechend zu qualifizieren. Bei der
Fortbewegung sei der Versicherte hingegen auf einen Uber das altersentsprechend Ubliche Mass
hinausgehende Dritthilfe angewiesen. Die Behandlungspflege nehme 30 Minuten pro Tag, die
Begleitung zu Arzt- und Therapieterminen durchschnittlich eine Minute pro Tag in Anspruch. Insgesamt
falle ein behinderungsbedingter Mehraufwand von durchschnittlich 101 Minuten pro Tag an. Mit einer
Verfigung vom 20. April 2021 sprach die I1V-Stelle dem Versicherten mit Wirkung ab dem 1. Marz 2021

eine Entschadigung bei einer Hilflosigkeit leichten Grades zu (IV-act. 44).

A.b Im Rahmen einer Uberpriifung der Hilflosenentschadigung befragte eine Sachbearbeiterin der V-

Stelle die Mutter des Versicherten im April 2022 telefonisch zum aktuellen Zustand. Die Mutter gab an
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(IV-act. 58), seit der letzten Abklarung im November 2020 habe der Versicherte kleine Fortschritte
gemacht. Er kénne beispielsweise frei gehen und vom Boden aufstehen. Dennoch sei nach wie vor ein
klarer Entwicklungsriickstand erkennbar. Die Grobmotorik sei nach wie vor eingeschrankt. Auch
feinmotorisch zeigten sich Defizite. So sei es dem Versicherten nicht mdglich, einen Léffel oder eine
Gabel korrekt zu halten respektive zu nutzen. Er kdnne einzelne Worte wie ,Papa“ aussprechen,
spreche aber in der ,Baby-Sprache” und lautiere vor sich hin. Zwei- oder Dreiwortsatze seien ihm nicht
maoglich. Anweisungen wirden teilweise verstanden. Der Versicherte habe keine eigenen Spielideen.
Er misse zu jeder Tageszeit von den Eltern beschaftigt werden. Die Abklarungsbeauftragte hielt fest,
fur das An- und Auskleiden sei ein Aufwand von 40 Minuten zu berlcksichtigen, von dem ein
altersublicher Aufwand von 20 Minuten abzuziehen sei. Flr das Mittag- und fir das Abendessen falle
ein behinderungsbedingter Aufwand von je 30 Minuten an. Im Zusammenhang mit dem Verrichten der
Notdurft sei ein Aufwand von 40 Minuten zu berlcksichtigen, wovon allerdings 30 Minuten als
altersentsprechend Ublich abzuziehen seien. Ein relevanter Aufwand fir die Behandlungspflege falle
nicht mehr an. Die Begleitung zu Arzt- und Therapieterminen nehme durchschnittlich drei Minuten pro
Tag in Anspruch. Damit ergebe sich ein behinderungsbedingter Mehraufwand von 93 Minuten pro Tag.
Da die IV-Stelle den Versicherten als nun bei vier alltdglichen Lebensverrichtungen auf eine
regelmassige und erhebliche Dritthilfe angewiesen qualifizierte, erhohte sie die laufende
Hilflosenentschadigung per 1. Dezember 2021 auf eine Entschadigung bei einer Hilflosigkeit mittleren
Grades (IV-act. 62).

A.c Im Januar 2025 fillte die Mutter des Versicherten einen Fragebogen zur Uberpriifung der
Hilflosenentschadigung aus (IV-act. 107). Sie gab an, der Versicherte sei bei allen alltaglichen
Lebensverrichtungen auf eine regelmassige und erhebliche Dritthilfe angewiesen. Er kénne sich nicht
selbstandig an- und auskleiden. Im Bett stehe er immer wieder auf. Er komme nicht zur Ruhe, schlafe
alleine nicht ein, brauche viel Kérperkontakt beim Einschlafen. Die Selbstandigkeit beim Essen sei stark
vom Oppositionsverhalten abhangig. Der Versicherte habe kein Mass bezuglich der Essensmenge. Er
verspure kein Sattigungsgefuhl. Er verweigere die Benutzung von Gabel und Messer. Er kaue nicht gut,
wodurch standig eine Aspirationsgefahr bestehe. Die Trinkmenge musse kontrolliert und es miisse ein
Trink-Training durchgefihrt werden. Der Versicherte sei motorisch nicht in der Lage, sich die Zahne zu
putzen. Auch bei der Korperpflege mache sich ein Oppositionsverhalten bemerkbar. Beim Waschen
und Trocknen der Haare gerate der Versicherte in Panik. Er schreie und verweigere sich. Seinen Kérper
kdénne er nicht alleine waschen. Beim Baden stehe er immer wieder auf. Er trinke das Badewasser,
schmiere sich Shampoo in die Augen etc. Er trage noch immer Windeln. Die Dauer der Windelwechsel
hange vom Oppositionsverhalten ab. Die Windeln liefen 6fters aus oder verrutschten beim Toben.
Manchmal ziehe sich der Versicherte die Windeln auch selber einfach aus. Mehrmals taglich werde ein
WC-Training durchgefiihrt. Dabei bendtige der Versicherte Hilfe bei der Reinigung und beim Ordnen

der Kleidung. Er uriniere teilweise neben die Toilette oder tber die Kleidung. Er kdnne Gefahren nicht
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erkennen und abschatzen, weshalb er dauernd Uberwacht werden musse. Er kdnne Treppen nicht
alleine bewaltigen. Im Strassenverkehr sei er unachtsam und schnell abgelenkt. Seine Sprache sei
unverstandlich. Er kbnne tagsuber nicht flir mindestens ein, zwei Stunden allein gelassen werden. Die
heilpadagogische Friherzieherin hatte im Juni 2024 berichtet (IV-act. 114), der Versicherte habe
kontinuierlich in seinem Tempo Fortschritte erzielt. Er kdnne figirlich zeichnen und seine Zeichnungen
beschreiben. In der Testung habe er ein dreiteiliges Puzzle in 60 Sekunden geldst. Er kdnne einen
Deckel auf- und zuschrauben. Die Frustrationstoleranz sei weiterhin gering. Zudem konne sich der
Versicherte kaum auf fremde Ideen einlassen. Er kommuniziere immer mehr Uiber die verbale Sprache.
Mit Unterstiitzung gelinge es ihm, Mehrwortsatze zu bilden. Seine Aussprache sei noch undeutlich und
fur sein Gegenlber nicht immer gut verstandlich. Er bewege sich immer noch gern. Die Aufgaben der
Testung habe er allerdings allesamt verweigert. Bezlglich der Feinmotorik habe er Fortschritte
gemacht. Er esse mit dem Loffel. Seit Monaten weigere er sich, eine Gabel zu benutzen. Er kdnne mit
einem Messer schneiden, benutze dieses aber noch nicht beim Essen. Er trage noch Windeln. Ein WC-
Training habe wenig Erfolg gezeitigt. Die Mitwirkung sei tagesformabhangig. Der Versicherte ziehe sich
immer mehr Kleidungsstlicke selber aus und einige ziehe er auch selbst an. Er vertrage Larm nicht gut.
Er benétige viel Aufmerksamkeit. Werde ihm diese einmal nicht zuteil, versuche er alles, um sie zu

erlangen. Er beginne zu weinen und zu toben oder Unfug zu treiben.

A.d Am 10. Juni 2025 fand eine Abklarung in der Wohnung der Eltern des Versicherten statt. Die
Abklarungsbeauftragte der IV-Stelle berichtete (IV-act. 151), dem Versicherten falle es schwer, ein
.Nein“ zu akzeptieren respektive sich selbst zu beschéaftigen, was sich wahrend der Abklarung gezeigt
habe. Er kénne mittlerweile selbstandig gehen, aber das Gangbild wirke insbesondere im
Aussenbereich oft unsicher. Das Treppensteigen sei ihm nur in Begleitung méglich. Die Feinmotorik
habe sich verbessert. Der Versicherte kénne einen Stift nun beispielsweise im Dreipunktegriff halten,
Klemmbausteine aufeinander stecken und verschiedene Knodpfe dricken. Er koénne einen
Reissverschluss schliessen, wenn dieser zuerst durch ein Elternteil eingefadelt worden sei. Der
Versicherte kommuniziere nun sehr viel mehr verbal und er zeige ein Interesse an der Kontaktaufnahme
zu anderen Menschen. Das Gesagte sei aber nicht immer verstandlich, was die Kommunikation
erschwere, was oft zu Frustration fihre. Die Abklarungsbeauftragte der IV-Stelle hielt fest, bezliglich
des An- und Auskleidens sei der Versicherte weiterhin als hilflos zu qualifizieren. Nach Abzug eines
altersentsprechend uUblichen Aufwandes von finf Minuten verbleibe ein behinderungsbedingter
Mehraufwand von durchschnittlich 20 Minuten pro Tag. Beim Aufstehen, Absitzen und Abliegen sei der
Versicherte nicht auf eine regelméassige und erhebliche Dritthilfe angewiesen. Das von der Mutter
beschriebene Einschlafprozedere bewege sich in einem altersentsprechenden Rahmen. Beim Essen
liege keine relevante Hilflosigkeit mehr vor. Der Versicherte kdnne selbstandig mit einem Loéffel und mit
einer Gabel essen. Zudem gelinge ihm das Zerkleinern von weichen Speisen mit einem Messer. Den

Eltern sei es moglich, gleichzeitig zu essen. Bezliglich der Kérperpflege liege weiterhin eine relevante
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Hilflosigkeit vor. Der durchschnittliche behinderungsbedingte Mehraufwand betrage 24 Minuten pro
Tag. Auch bezlglich des Verrichtens der Notdurft liege weiterhin eine relevante Hilflosigkeit vor. Der
durchschnittliche behinderungsbedingte Mehraufwand belaufe sich auf elf Minuten pro Tag. Schliesslich
sei auch in Bezug auf die Fortbewegung weiterhin von einer relevanten Hilflosigkeit auszugehen. Fr
die Begleitung zu Arzt- und Therapiebesuchen falle ein Aufwand von durchschnittlich 26 Minuten pro
Tag an. Eine relevante Uberwachungsbediirftigkeit bestehe nicht. Der gesamte behinderungsbedingte
Mehraufwand betrage 81 Minuten pro Tag. Die Eltern des Versicherten machten in einer Stellungnahme
zum Abklarungsbericht geltend (IV-act. 150), der Versicherte zeige oft ein starkes Oppositionsverhalten
und eine Aggressivitat, wodurch alles massiv langer dauere. Zudem sei der Versicherte sehr ablenkbar.
Situationstbergange bereiteten ihm ebenfalls Muhe. Der Aufwand fiir das An- und Auskleiden betrage
50 Minuten pro Tag, jener fir das Einschlafritual 60—90 Minuten pro Tag. Zudem wache der Versicherte
vier- bis funfmal pro Nacht auf, wobei es jeweils 15-20 Minuten dauere, bis er wieder einschlafe. Der
Versicherte kdnne nicht selbstandig essen. Er kdnne keine Nahrung zerkleinern und er verweigere die
Benutzung der Gabel. Er kaue zu wenig und verschlucke sich. Es bestehe eine standige
Aspirationsgefahr. Die Mundmuskulatur sei geschwacht. Das Trinken werde immer noch taglich getibt.
Der Aufwand belaufe sich auf 95-125 Minuten pro Tag. Fuir die Kérperpflege falle ein Aufwand von 15—
20 Minuten (Teilwasche) + 3 x 3 Minuten (Zahneputzen) + 4 + 7 x 90 Minuten (Baden, viermal pro
Woche) an. Die Windeln missten sechs- bis achtmal pro Tag gewechselt werden, was jeweils
mindestens fiinf bis sieben Minuten dauere. Auch hierbei zeige der Versicherte oft ein starkes
Oppositionsverhalten. Drei- bis finfmal pro Tag werde ein WC-Training durchgefihrt, das jeweils flnf
Minuten dauere. Fir die Behandlungspflege falle ein Aufwand von 20-30 Minuten pro Tag an. Hinzu
kamen die Ergotherapie- und die Logopadie-Ubungen, die je 15 Minuten pro Tag in Anspruch ndhmen.
Beziiglich der Uberwachungsbediirftigkeit sei die Situation im Abklarungsbericht gut beschrieben. Nicht

nachvollziehbar sei, weshalb kein Uberwachungsbedarf berlicksichtigt worden sei.

A.e Mit einer Mitteilung vom 18. September 2025 informierte die IV-Stelle die Eltern des Versicherten
dariber, dass weiterhin ein Anspruch auf eine Entschadigung bei einer Hilflosigkeit mittleren Grades
bestehe (IV-act. 154). Dagegen liess der Versicherte am 23. Oktober 2025 einwenden (IV-act. 160),
ausgehend von den Erganzungen der Mutter zum Abklarungsbericht und unter Berticksichtigung der
einschlagigen Verwaltungsweisungen muisse von einer schwergradigen Hilflosigkeit und von einem
behinderungsbedingten Mehraufwand von Uber acht Stunden pro Tag ausgegangen werden. Die V-
Stelle habe insbesondere dem ausgepragten Oppositionsverhalten und den schwierigen
Hautverhaltnissen nicht hinreichend Rechnung getragen. Mit einer Verfligung vom 2. Februar 2026
schloss die 1V-Stelle das Revisionsverfahren ohne eine Anpassung der Hilflosenentschadigung ab (IV-
act. 173).

B.
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B.a Am 10. Februar 2026 liess der Versicherte (nachfolgend: der Beschwerdefiihrer) eine
Beschwerde gegen die Verfligung vom 2. Februar 2026 erheben (act. G 1). Er liess die Aufhebung der
angefochtenen Verfligung, die Erhéhung der Hilflosenentschadigung auf eine Entschadigung bei einer
Hilflosigkeit schweren Grades, die Zusprache eines Intensivpflegezuschlages bei einem
behinderungsbedingten Mehraufwand von durchschnittlich mehr als acht Stunden pro Tag sowie
eventualiter die Rickweisung der Sache an die IV-Stelle (nachfolgend: die Beschwerdegegnerin) zu
weiteren Abklarungen beantragen. Zur Begrindung liess er ausfihren, beim An- und Auskleiden falle
ein Mehraufwand von 45 Minuten pro Tag an. Der Mehraufwand fiir die vier, finf nachtlichen Einsatze
muisse gemass den Verwaltungsweisungen als ein Aufwand im Zusammenhang mit dem Aufstehen,
Absitzen und Abliegen bertcksichtigt werden. Das Einschlafritual dauere eineinhalb Stunden. Das
anlasslich der Abklarung beobachtete Zerquetschen einer reifen Erdbeere mit einem stumpfen
Kindermesser kdnne nicht ernsthaft als ein ,mittlerweile mehrheitlich mogliches Zerkleinern von
weichen Speisen bezeichnet werden. Dem Abklarungsbericht lasse sich entnehmen, dass ein
tatsachliches Schneiden (Schneidebewegungen) noch nicht mdglich sei. Der Beschwerdeflihrer esse
hauptsachlich mit einem Loffel und mit den Fingern. Zusatzlich zu berlcksichtigen sei das ausgepragte
Oppositionsverhalten, das auch das Kauen und Schlucken betreffe. Der Mehraufwand im
Zusammenhang mit dem Essen belaufe sich auf 105 Minuten pro Tag. Bei der Kérperpflege sei das
ausgepragte Oppositionsverhalten ebenfalls ignoriert worden. Der durchschnittliche tagliche
Mehraufwand betrage 80 Minuten. Im Zusammenhang mit dem Verrichten der Notdurft habe die
Beschwerdegegnerin das WC-Training unterschlagen. Auch das Oppositionsverhalten misse
berlcksichtigt werden. Der Mehraufwand betrage 62 Minuten pro Tag. Fir die medizinisch-pflegerische
Hilfe falle ein Mehraufwand von 57 Minuten an. Die Beschwerdegegnerin misse es wohl versehentlich

versaumt haben, die Uberwachungspauschale von vier Stunden anzurechnen.

B.b Die Beschwerdegegnerin beantragte am 7. April 2026 die Abweisung der Beschwerde (act. G 4).
Zur Begrundung fuhrte sie an (act. G 4.1), bezlglich des An- und Auskleidens sei bereits ein gewisses
Oppositionsverhalten bertcksichtigt worden. Ein speziell schwieriges Verhalten sei weder vor Ort noch
nachtraglich erwahnt worden. Das Einschlafritual kdnne frihestens ab der Vollendung des achten
Lebensjahres berlicksichtigt werden. Der beim Zerkleinern der Speisen notwendige Hilfebedarf sei noch
altersentsprechend. Der im Zusammenhang mit der Kérperpflege beriicksichtigte Mehraufwand wegen
des Oppositionsverhaltens sei tatsachlich zu tief angesetzt worden. Aufgrund der Ausflhrungen der
Eltern rechtfertige sich die Berticksichtigung eines Zusatzaufwandes von zehn Minuten pro Tag. Auch
flir das Verrichten der Notdurft sei ein um zehn Minuten héherer Aufwand zu berlcksichtigen. Fir die
Behandlungspflege kénne ein Mehraufwand von 15 Minuten pro Tag zugestanden werden. Die
Uberwachungspauschale von vier Stunden sei nicht gerechtfertigt. Fiir den ausgewiesenen
Uberwachungsbedarf sei eine Pauschale von zwei Stunden zu beriicksichtigen. Im Ergebnis erweise

sich die angefochtene Verfiigung als rechtmassig.
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B.c Der Beschwerdefiihrer liess am 12. Mai 2026 an seinen Antragen festhalten (act. G 6). Die

Beschwerdegegnerin verzichtete auf eine Duplik (act. G 8).

Erwagungen

1.

Bei richtiger Interpretation betrifft die angefochtene Verflgung zwei voneinander unabhangige
Gegenstande, namlich zum Einen ein Revisionsverfahren im Sinne des Art. 17 Abs. 2 ATSG betreffend
die laufende Hilflosenentschadigung fir den Beschwerdeflihrer und zum Andern die Prifung eines
Begehrens um einen Intensivpflegezuschlag. Die beiden Leistungen hangen zwar sachlich eng
zusammen, weil ein Anspruch auf einen Intensivpflegezuschlag notwendigerweise einen Anspruch auf
eine Hilflosenentschadigung voraussetzt, aber die beiden Anspriiche beruhen auf unterschiedlichen
Tatbestanden und hangen folglich von unterschiedlichen Sachverhaltselementen ab, weshalb fir jeden
der beiden Anspriche je ein eigener Subsumtionsprozess vorzunehmen ist. Zwischen der
Hilflosenentschadigung und dem Intensivpflegezuschlag besteht also ein ahnlicher Zusammenhang wie
zwischen einer beruflichen Eingliederungsmassnahme und einem Taggeld. Die gemeinsame
Behandlung des Erhéhungsgesuchs betreffend die laufende Hilflosenentschadigung und des
Begehrens um die Zusprache eines Intensivpflegezuschlages hat die beiden Gegenstdnde nicht
miteinander ,verschmelzen® lassen. Dem Beschwerdefiihrer hat es frei gestanden, die angefochtene
Verfligung nur bezlglich eines der beiden Gegenstande anzufechten. Die Beschwerde richtet sich
jedoch gegen beide Entscheide der Beschwerdegegnerin, weshalb der Beschwerdeflihrer bei richtiger
Interpretation zwei Beschwerden erhoben hat. Die gemeinsame Behandlung der beiden Beschwerden
in diesem Beschwerdeverfahren hat ebenfalls nicht zu einer ,Verschmelzung® der beiden Gegenstande
gefuhrt. Den Parteien steht es frei, dieses Urteil nur bezlglich eines der beiden Gegenstande
anzufechten. Diesem Umstand wird mit einer entsprechenden Aufteilung der Erwagungen und des

Dispositivs Rechnung getragen.
2,

21 Die Beschwerdegegnerin hat sinngemass geltend gemacht, der Grad der Hilflosigkeit des
Beschwerdeflhrers kénne sich ja kaum erhdht haben, wenn er seit der letzten Priifung der Hilflosigkeit
in verschiedener Hinsicht Fortschritte erzielt habe. Dem ist entgegen zu halten, dass der Grad der
Hilflosigkeit bei einem Kind — anders als bei einem Erwachsenen — nicht dem ,vollen® Hilfebedarf,
sondern der Differenz zwischen dem effektiven Hilfebedarf und jenem (fiktiven) Hilfebedarf entspricht,
den ein gesundes Kind im selben Alter Ublicherweise bendtigt. Ansonsten wirde die
Hilflosenentschadigung namlich teilweise einen Hilfebedarf abdecken, der gar nicht die Folge einer
Gesundheitsbeeintrachtigung ist, sondern daher riihrt, dass das Kind genauso wie jedes andere Kind

in seinem Alter auch noch nicht fahig ist, seinen Alltag selbstandig zu meistern. Bei einem Kind, dessen
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(»voller) Hilfebedarf krankheitsbedingt Uber die Jahre unverandert bleibt, nimmt der relevante
behinderungsbedingte Hilfebedarf also zu, weil der Anteil des (fiktiven) altersentsprechend Ublichen
Hilfebedarfs zunehmend geringer und der Anteil des behinderungsbedingten Hilfebedarfs entsprechend
hoéher wird. Selbst wenn ein Kind gewisse Fortschritte erzielt, kann der Anteil des
behinderungsbedingten Hilfebedarfs also zunehmen, namlich wenn die Fortschritte geringer ausfallen
als jene (fiktiven) Fortschritte, die ein gesundes Kind im selben Alter Gblicherweise macht. Fur die hier
vorzunehmende Uberpriifung der angefochtenen Revisionsverfiigung betreffend die laufende
Hilflosenentschadigung des Beschwerdeflhrers ist massgebend, dass sich der relevante Sachverhalt
seit der Erhdhung der Hilflosenentschadigung auf eine Entschadigung bei einer Hilflosigkeit mittleren
Grades per 1. Dezember 2021 in zweifacher Hinsicht verandert hat, denn einerseits hat der
Beschwerdefihrer effektivn gewisse Fortschritte erzielt, aber andererseits hat sich der

altersentsprechend ubliche (fiktive) Hilfebedarf verringert.

2.2 Die Hilflosigkeit gilt gemass dem Art. 37 Abs. 1 IVV als schwer, wenn die versicherte Person
vollstandig hilflos ist. Das ist der Fall, wenn sie bei allen alltdglichen Lebensverrichtungen regelmassig
in erheblicher Weise auf die Hilfe Dritter angewiesen ist und Uberdies eine dauernde Pflege oder eine
personliche Uberwachung bendtigt. Der Beschwerdefiinrer benétigt Gberwiegend wahrscheinlich
weiterhin eine behinderungsbedingte regelmassige und erhebliche Dritthilfe beim An- und Auskleiden,
bei der Kérperpflege, beim Verrichten der Notdurft sowie bei der Fortbewegung und bei der Pflege
gesellschaftlicher Kontakte. Zudem ist er auf eine persénliche Uberwachung angewiesen. Zu prifen
bleibt, ob er neu auch beim Aufstehen, Absitzen und Abliegen sowie beim Essen auf eine
behinderungsbedingte regelmassige und erhebliche Dritthilfe angewiesen ist. Bezlglich des Essens hat
die Abklarungsbeauftragte nach einer entsprechenden Beobachtung im Abklarungsbericht
festgehalten, der Beschwerdefiihrer kdnne einen Loéffel und eine Gabel benutzen und er sei in der Lage,
mit einem Messer weiche Speisen zu zerkleinern, wobei er allerdings nur dricke und keine
Schneidebewegungen ausfiihre. Die Eltern haben nachtraglich geltend gemacht, der Beschwerdefiihrer
verweigere den Gebrauch der Gabel. Zudem kaue er zu wenig. Er schlucke zu grosse Stlicke und
verschlucke sich deshalb regelmassig. Seine Mundmuskulatur sei geschwacht, weshalb das Kauen ihn
schnell ermude. Auch beim Trinken verschlucke er sich regelmassig. An Tagen mit einem ausgepragten
Oppositionsverhalten werfe er Teller und Becher zu Boden. Bei dieser widersprichlichen Aktenlage
lasst sich die Frage, ob der Beschwerdeflihrer bloss noch eine (fiktiv) altersentsprechend ulbliche,
minimale oder aber eine nicht altersentsprechende, intensivere Dritthilfe beim Essen bendtigt, nicht mit
dem erforderlichen Beweisgrad der Uberwiegenden Wahrscheinlichkeit beantworten. Der von der
Beschwerdegegnerin ins Feld gefiihrte schulpsychologische Bericht vom 1. Juli 2024 hilft nicht weiter,
weil dort bloss kurz erwahnt worden ist, das Verhalten des Beschwerdeflihrers beim Einnehmen einer
Zwischenmahlzeit sei unauffallig (vgl. IV-act. 123-7), eine Zwischenmabhlzeit aber nattrlich nicht mit

einer Hauptmahlzeit verglichen werden kann. Da die Sache ohnehin aus den nachfolgend genannten
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Griinden (vgl. E. 3) zur weiteren Abklarung an die Beschwerdegegnerin zurlickzuweisen ist, wird die
Beschwerdegegnerin im Zuge der Fortsetzung des Verwaltungsverfahrens auch weitere Abklarungen
bezuglich des Dritthilfebedarfs des Beschwerdefihrers beim Essen tatigen. Die Abklarungsfachperson
wird den Beschwerdeflihrer sinnvollerweise beim Einnehmen einer Hauptmahlzeit beobachten und ihre
Beobachtungen protokollieren. Diese Abklarungsmassnahme verursacht keinen nennenswerten

Aufwand, ist aber geeignet, die noch offene Frage definitiv zu beantworten.

2.3 Bezuglich der Nachteinsatze und des Einschlafrituals ist zu berlcksichtigen, dass das
Bundesgericht in seinem Urteil 8C_533/2019 vom 11. Dezember 2019 die Auffassung vertreten hat, es
liege ein anspruchsrelevanter Bedarf nach einer erheblichen und regelmassigen indirekten Dritthilfe
beim Aufstehen, Absitzen und Abliegen vor, wenn die Eltern abends jeweils eine halbe bis eine
dreiviertel Stunde bei ihrem Kind bleiben, es beruhigen, mit ihm reden, es in den Arm nehmen und
streicheln missen, damit es im Bett bleibt und einschlaft (E. 4.9). Der Beschwerdefiihrer bendtigt
offenbar eine solche indirekte Dritthilfe. Die Beschwerdegegnerin hat sich auf den Standpunkt gestellt,
der Hilfebedarf sei altersentsprechend und folglich nicht geeignet, eine relevante Hilflosigkeit beim
Aufstehen, Absitzen oder Abliegen zu begrinden. Wie aufwendig das Einschlafritual und die
Nachteinsatze effektiv sind, hat sie jedoch nicht ermittelt. Damit erweist sich der Sachverhalt auch in
dieser Hinsicht als ungentigend abgeklart. Die Beschwerdegegnerin wird auch diesbezlglich weitere
Abklarungen tatigen. Sie wird prufen, ob eine Videolberwachung wahrend einer Nacht oder mehrerer

Nachte geeignet ist, den massgebenden Hilfebedarf zu ermitteln.

2.4 Die angefochtene Verfligung ist folglich bezlglich der Hilflosenentschadigung aufzuheben und

die Sache ist zur Fortsetzung des Verwaltungsverfahrens an die Beschwerdegegnerin zuriickzuweisen.

3.1 Ein Anspruch auf einen Intensivpflegezuschlag setzt einen behinderungsbedingten Mehraufwand
von durchschnittlich mindestens vier Stunden pro Tag voraus (Art. 42" Abs. 3 IVG). Fir die das
altersiibliche Mass lberschreitende Uberwachungsbediirftigkeit hat die Beschwerdegegnerin zu Recht
die vom Art. 39 Abs. 3 IVV vorgegebene Pauschale von zwei Stunden bericksichtigt. Die Pauschale
von vier Stunden hatte nur bericksichtigt werden konnen, wenn der Beschwerdefiihrer eine besonders
intensive Uberwachung benétigen wiirde. Das Bundesamt fir Sozialversicherungen hat in seinem
Kreisschreiben Uber die Invaliditat und die Hilflosigkeit in der Invalidenversicherung (KSIH) festgehalten,
dass eine solche besonders intensive Uberwachung im Sinne des Art. 39 Abs. 3 IVV vorliege, wenn
von der Betreuungsperson eine Uberdurchschnittlich hohe Aufmerksamkeit und eine standige
Interventionsbereitschaft gefordert werde (Rz. 8079 KSIH). Als Beispiele hat es ein autistisches Kind
und ein an einer schweren Form einer Epilepsie leidendes Kind angefiihrt. Bei beiden Beispielen spielt

die standige Lebensgefahr, in der sich die Kinder befinden, eine grosse Rolle (vgl. Rz. 8079 KSIH).
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Diese Interpretation Uberzeugt, denn sowohl eine dauernde als auch eine besonders intensive
Uberwachung erfordern grundsatzlich rund um die Uhr eine Interventionsbereitschaft der
Uberwachenden Betreuungsperson. Der fiir die Bemessung des Aufwandes der Betreuungsperson
massgebende Unterschied kann nur darin bestehen, wie rasch diese auf einen Zwischenfall muss
reagieren kdnnen. Bereits bei einer ,bloss* dauernden Uberwachung muss eine Betreuungsperson
innert Minuten auf einen Notfall reagieren kénnen. Eine besonders intensive Uberwachung erfordert
dagegen eine sekundenschnelle Reaktion, was nicht gewahrleistet ist, wenn die Betreuungsperson
beispielsweise den Zustand der versicherten Person nur alle paar Minuten mittels eines
Uberwachungsgerates kontrolliert. Sie muss sich vielmehr standig in der unmittelbaren N&he der
hilflosen Person aufhalten. Ein solcher Fall liegt hier offenkundig nicht vor, denn der Beschwerdefiihrer
kann durchaus fiir kiirzere Zeit aus den Augen gelassen werden und die fiir die Uberwachung
zustandige Person muss nicht standig damit rechnen, sekundenschnell auf einen Notfall reagieren zu

mussen.

3.2 Zur Ermittlung des relevanten Mehraufwandes bei den alltaglichen Lebensverrichtungen hat die
Beschwerdegegnerin unter anderem einen detaillierten Tagesablauf erfragt, den sie im
Abklarungsbericht wiedergegeben hat. Das ist sinnvoll gewesen, weil der Tagesablauf dabei hilft, die
Ausflhrungen zu den einzelnen Lebensverrichtungen in einen Kontext zu setzen und entsprechend
besser auf ihre Plausibilitat zu Uberprifen. Zu bemangeln ist hingegen einmal mehr, dass die
Abklarungsbeauftragte keinen (,echten“) Augenschein durchgefiihnrt hat, bei dem sie den
Beschwerdefiihrer wahrend der alltaglichen Lebensverrichtungen beobachtet hatte. Sie hat sich darauf
beschrankt, die Mutter des Beschwerdefiihrers zu befragen und die Antworten um einige wenige, eher
zufallige eigene Beobachtungen zu erganzen. Dabei hat sie weder ihre Fragen noch die Antworten der
Mutter wortgetreu protokolliert, weshalb der Abklarungsbericht im Ergebnis nichts weiter als eine
ungefahre Zusammenfassung dessen ist, was die Mutter des Beschwerdefiihrers sinngemass
angegeben hat. Als Befragungsprotokoll weist der Abklarungsbericht also nicht die notwendige Qualitat
auf, weshalb er nicht geeignet ist, den massgebenden Sachverhalt mit dem erforderlichen Beweisgrad
der uberwiegenden Wahrscheinlichkeit zu belegen. Hinzu kommt, dass die Eltern nachtraglich geltend
gemacht haben, der Hilfebedarf des Beschwerdeflihrers sei héher als jener, der sich aus ihren
sinngemass zusammengefassten Angaben im Abklarungsbericht ergebe. Bei dieser Aktenlage lasst
sich die Frage, welche Aussagen nun zutreffend sind, nicht beantworten. Zudem hat es sich bei den
Eltern des Beschwerdefiihrers nicht um Zeugen gehandelt, die befragt worden wéaren. Sie haben
namlich ihren Sohn vertreten und sind deshalb beweisrechtlich als Partei des Verfahrens zu
qualifizieren, was den Beweiswert ihrer Angaben zusatzlich mindert. Der Umstand, dass die
Abklarungsfachperson den massgebenden Sachverhalt nicht einmal ansatzweise erhoben hat, weil sie
weder einen Augenschein durchgefiihrt noch die Angaben der Eltern wortgetreu protokolliert hat, wird

entgegen der vom Bundesgericht regelmassig vorgeschobenen Behauptung, die Abklarungsperson
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verfuge Uber eine besondere Expertise, weshalb solche Abklarungsberichte immer einen hohen
Beweiswert hatten, nicht durch die angebliche Expertise der Abklarungsperson wettgemacht. Fir eine
Befragung der Eltern und das Erstellen eines Wortprotokolls wird ndmlich keine besondere Expertise
bendtigt. Bei der hier wie so oft erfolgten blossen Befragung koénnte eine besondere Expertise der
Abklarungsperson nur relevant sein, wenn sie darin bestlinde, falsche Angaben zu erkennen und offen
zu legen. Das ist aber nicht die Expertise, auf die sich das Bundesgericht bezieht. Das Bundesgericht
beruft sich namlich auf die Expertise bei der Prifung des effektiven Hilfebedarfs, die aber nur relevant
ware, wenn auch ein echter Augenschein durchgefiihrt worden wére, was jedoch nicht geschehen ist.
Die Beschwerdegegnerin hat nach mehreren Korrekturen aufgrund der Ausfihrungen der Eltern des
Beschwerdefiihrers letztlich einen behinderungsbedingten Mehraufwand ermittelt, der mit 105 Minuten
nur wenig unter der flr einen Anspruch auf einen Intensivpflegezuschlag ausreichenden Untergrenze
von vier (respektive — unter Beriicksichtigung der Uberwachungspauschale — zwei) Stunden liegt. Die
Tatsache, dass die Beschwerdegegnerin den massgebenden Wert mehrfach korrigiert hat, belegt
eindrlcklich die ,Schwammigkeit* des Abklarungsberichtes respektive die nach wie vor verbleibende
Unsicherheit bezlglich des effektiven behinderungsbedingten Mehraufwandes. Der Abklarungsbericht
ist deshalb auch unter Mitbertcksichtigung der Ubrigen Akten nicht geeignet, den massgebenden
behinderungsbedingten Mehraufwand und damit auch die Frage, ob dieser nun knapp unter oder ber
der Vier-Stunden-Schwelle liegt, mit dem erforderlichen Beweisgrad der Uberwiegenden
Wahrscheinlichkeit zu beantworten. Der Sachverhalt erweist sich damit als ungeniigend ermittelt. Die
angefochtene Verfiigung ist in Verletzung der Untersuchungspflicht (Art. 43 Abs. 1 ATSG) ergangen
und als rechtswidrig aufzuheben. Die Sache ist zur Vervollstdndigung der Sachverhaltsermittlung an
die Beschwerdegegnerin zurlickzuweisen. Die Beschwerdegegnerin wird eine erneute Abklarung in der
Wohnung der Eltern durchfihren, den fiir den Intensivpflegezuschlag massgebenden Sachverhalt
anhand eines echten Augenscheins in der Form einer Beobachtung des Beschwerdefiihrers bei den
alltaglichen Lebensverrichtungen, nétigenfalls an mehreren Tagen, ermitteln und ein Wortprotokoll Gber

die Befragung der Eltern erstellen.
4,

4.1 Die Gerichtskosten fir das die Hilflosenentschadigung betreffende Beschwerdeverfahren sind
auf 400 Franken festzusetzen, weil der erforderliche Verfahrensaufwand, auch unter Bertcksichtigung
der gemeinsamen Behandlung mit der Beschwerde betreffend den Intensivpflegezuschlag, als leicht
unterdurchschnittlich zu qualifizieren ist. Diese Kosten sind der unterliegenden Beschwerdegegnerin
aufzuerlegen. Dem Beschwerdefiihrer wird der von ihm geleistete Kostenvorschuss von 600 Franken
zurlckerstattet. Die Beschwerdegegnerin hat dem Beschwerdefiihrer eine Parteientschadigung
auszurichten. Der flur deren Bemessung massgebende erforderliche Vertretungsaufwand ist als im

Vergleich mit einem Vertretungsaufwand in einem durchschnittlichen Beschwerdeverfahren betreffend
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eine allfallige Invalidenrente, bei der praxisgeméass eine Parteientschadigung von 4'000 Franken
ausgerichtet wird, deutlich unterdurchschnittlich zu qualifizieren, weshalb die Parteientschadigung auf

1'500 Franken (einschliesslich Barauslagen und Mehrwertsteuer) festzusetzen ist.

4.2 Die Gerichtskosten fur das den Intensivpflegezuschlag betreffende Beschwerdeverfahren sind
aus den oben genannten Griinden ebenfalls auf 400 Franken festzusetzen. Sie sind der
Beschwerdegegnerin aufzuerlegen. Die Beschwerdegegnerin hat dem Beschwerdefihrer eine
Parteientschadigung auszurichten. Der fir deren Bemessung massgebende erforderliche
Vertretungsaufwand ist aus den oben genannten Grinden als deutlich unterdurchschnittlich zu
qualifizieren, weshalb die Parteientschadigung auf 1'500 Franken (einschliesslich Barauslagen und

Mehrwertsteuer) festzusetzen ist.
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Entscheid
im Zirkulationsverfahren gemass Art. 39 VRP

1.
Betreffend die Hilflosenentschadigung wird die Sache zur Fortsetzung des Verwaltungsverfahrens im

Sinne der Erwagungen an die Beschwerdegegnerin zuriickgewiesen.

2,
Betreffend den Intensivpflegezuschlag wird die Sache zur Fortsetzung des Verwaltungsverfahrens im

Sinne der Erwagungen an die Beschwerdegegnerin zuriickgewiesen.

3.
Die Beschwerdegegnerin hat die Gerichtskosten von 400 Franken fir das Beschwerdeverfahren
betreffend die Hilflosenentschadigung zu bezahlen; dem Beschwerdefiihrer wird der von ihm geleistete

Kostenvorschuss von 600 Franken zuriickerstattet.

4,
Die Beschwerdegegnerin hat die Gerichtskosten von 400 Franken fir das Beschwerdeverfahren

betreffend den Intensivpflegezuschlag zu bezahlen.

5.
Die Beschwerdegegnerin hat den Beschwerdeflhrer fir das Beschwerdeverfahren betreffend die

Hilflosenentschadigung mit 1'500 Franken zu entschadigen.

6.
Die Beschwerdegegnerin hat den Beschwerdefihrer fliir das Beschwerdeverfahren betreffend den

Intensivpflegezuschlag mit 1'500 Franken zu entschadigen.

IV 2026/41

13/13



	Publikationsplattform
	St.Galler Gerichte
	Entscheid Versicherungsgericht, 15.07.2026
	Art. 43 Abs. 1 ATSG. Untersuchungspflicht. Abklärung der Hilflosigkeit in der Wohnung der Eltern. Augenschein. Wortprotokoll (Entscheid des Versicherungsgerichts des Kantons St. Gallen vom 15. Juli 2026, IV 2026/41). 



